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BUNDESGESETZBLATT
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Jahrgang 1981 Ausgegeben am 14. Mai 1981 86. Stück

222. Verordnung: Befähigungsnachweis für das konzessionierte Gewerbe der Berufsdetektive
2 2 3 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung

von Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

2 2 2 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. April
1981 über den Befähigungsnachweis für das
konzessionierte Gewerbe der Berufsdetektive

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 312
und des § 351 Abs. 5 der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, wird verordnet:

Art des Nachweises der Befähigung

§ 1. Die Befähigung für das konzessionierte Ge-
werbe der Berufsdetektive (§ 311 GewO 1973)
ist nachzuweisen durch

1. Zeugnisse über

a) den erfolgreichen Besuch der rechtswissen-
schaftlichen Studienrichtung einer inlän-
dischen Universität und

b) eine mindestens vierjährige fachliche Tä-
tigkeit als Arbeitnehmer im Sinne des
§ 313 GewO 1973 oder im Höheren
Dienst im Bereich einer Sicherheitsdirek-
tion oder einer Bundespolizeidirektion
(Richtverwendung für Juristen)

oder

2. das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte
Konzessionsprüfung (§§ 2 bis 9).

Gegenstände der Konzessionsprüfung

§ 2. (1) Die Konzessionsprüfung besteht aus
einer schriftlichen und einer mündlichen Prü-
fung. Der Zeitraum zwischen dem Ende der
schriftlichen und dem Beginn der mündlichen
Prüfung darf zwei Stunden nicht unterschreiten
und eine Woche nicht überschreiten.

(2) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die
Ausarbeitung von Berichten über die Durchfüh-
rung von zwei den Bestimmungen des § 311
Abs. 1 GewO 1973 entsprechenden Aufträgen
zu erstrecken. Hiebei ist dem Prüfling die Ver-
wendung von Unterlagen, die die einschlägigen

Rechtsvorschriften enthalten, gestattet. Die Er-
ledigung der Prüfungsaufgaben muß vom Prüf-
ling in zwei Stunden erwartet werden können.
Die schriftliche Prüfung ist nach drei Stunden
zu beenden.

(3) Die mündliche Prüfung hat sich auf die für
die selbständige Ausübung des Gewerbes der Be-
rufsdetektive notwendigen Kenntnisse des Ver-
fassungs- und Verwaltungsrechtes einschließlich
der Behördenorganisation, des bürgerlichen Rech-
tes, des Handelsrechtes, des Strafrechtes, der Kri-
minalistik, der Grundsätze des zivilgerichtlichen
und strafgerichtlichen Verfahrens, der für den
Waffengebrauch maßgebenden Rechtsvorschriften,
des Steuerrechts, des Gewerberechtes einschließ-
lich der Organisation der Kammern der gewerb-
lichen Wirtschaft, des Arbeitsrechtes einschließlich
der Kollektivverträge, des Sozialversicherungs-
rechtes, der volkswirtschaftlichen und betriebs-
wirtschaftlichen Grundbegriffe, der Buchhaltung,
des Schrift- und Zahlungsverkehrs, der Kosten-
rechnung und der Kalkulation, zu erstrecken.
Die Dauer der mündlichen Prüfung soll 40 Mi-
nuten nicht unterschreiten und 80 Minuten nicht
überschreiten.

Prüfungskommission

§ 3. Die Zahl der anderen Fachleute der Prü-
fungskommission (§ 351 Abs. 2 GewO 1973) be-
trägt drei. Eine dieser Personen muß in einem
Beruf tätig sein, für dessen Ausübung einschlä-
gige Kenntnisse auf dem Gebiete der Rechts-
kunde notwendig sind, eine muß in einem Beruf
tätig sein, für dessen Ausübung einschlägige Kennt-
nisse auf dem Gebiete der Kriminalistik notwen-
dig sind, und eine muß in einem Beruf tätig sein,
für dessen Ausübung einschlägige Kenntnisse auf
dem Gebiete der Betriebswirtschaftslehre notwen-
dig sind. Erfüllt eine dieser drei Personen die
Voraussetzungen des § 351 Abs. 2 zweiter Halb-
satz GewO 1973, so darf sie zum Vorsitzenden
der Prüfungskommission bestellt werden.

6 142



1272 86. Stück — Ausgegeben am 14. Mai 1981 — Nr. 222

Prüfungstermin

§ 4. Der Landeshauptmann hat in jedem Jahr
mindestens einen Termin für die Abhaltung der
Konzessionsprüfung festzulegen und zu veran-
lassen, daß dieser Termin spätestens drei Mo-
nate vor Beginn der Konzessionsprüfung im
Amtsblatt des Amtes der Landesregierung und im
Mitteilungsblatt der für seinen Bereich zuständi-
gen Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft
verlautbart wird.

Voraussetzungen für die Zulassung zur Konzes-
sionsprüfung

§ 5. Zur Konzessionsprüfung ist zuzulassen,
wer durch Zeugnisse nachweist

1. a) den erfolgreichen Besuch der rechtswis-
senschaftlichen Studienrichtung einer in-
ländischen Universität
und

b) eine mindestens zweijährige fachliche
Tätigkeit als Arbeitnehmer im Sinne des
§ 313 iGewO 1973 oder im Höheren
Dienst im Bereich einer Sicherheitsdirek-
tion oder einer Bundespolizeidirektion
(Richtverwendung für Juristen)

oder

2. a) den erfolgreichen Besuch einer allgemein-
bildenden oder berufsbildenden höheren
Schule

und

b) eine mindestens vierjährige fachliche Tä-
tigkeit als Arbeitnehmer im Sinne des
§ 313 GewO 1973 oder als Wachebeamter
im Gendarmerie-, Kriminal- oder Si-
cherheitswachedienst

oder

3. eine mindestens achtjährige fachliche Tätig-
keit als Arbeitnehmer im Sinne des § 313
GewO 1973 oder als Wachebeamter im Gen-
darmerie-, Kriminal- oder Sicherheitswache-
dienst.

Ansuchen um Zulassung zur Konzessionsprüfung

§ 6. (1) Das Ansuchen um Zulassung zur Kon-
zessionsprüfung hat der Prüfungswerber spä-
testens sechs Wochen vor dem festgelegten Prü-
fungstermin beim Landeshauptmann einzubrin-
gen.

(2) Dem Ansuchen um Zulassung zur Konzes-
sionsprüfung sind

1. die dem Nachweis des Vor- und Familien-
namens dienenden Urkunden,

2. die zum Nachweis der Erfüllung der Vor-
aussetzungen für die Zulassung erforderli-
chen Belege und

3. der Nachweis über die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr und

4. im Falle der Erfüllung der Voraussetzungen
für den Entfall des Prüfungsteiles Ausbilder-
prüfung (§ 23 a Abs. 2 GewO 1973), die zum
Nachweis dieser Voraussetzungen erforder-
lichen Belege

anzuschließen.

Ladung zur Konzessionsprüfung

§ 7. Wenn der Prüfungswerber zur Konzes-
sionsprüfung zugelassen worden ist, so ist er
rechtzeitig zur Konzessionsprüfung zu laden. In
der Ladung sind dem Prüfungswerber Zeit und
Ort der Konzessionsprüfung, die Gegenstände
der schriftlichen und der 'mündlichen Prüfung
(§ 2 Abs. 2 und 3) sowie jene Unterlagen -und
Hilfsmittel, die er für die schriftliche Prüfung
mitzubringen hat, bekanntzugeben.

Prüfungsgebühr

§ 8. (1) Der Prüfungswerber hat als Kosten-
beitrag zur Durchführung der Konzessionsprü-
fung eine Prüfungsgebühr von 10 vH des Ge-
haltes eines Bundesbeamten der Dienstklasse V
Gehaltsstufe 2 einschließlich einer allfälligen Teue-
rungszulage, aufgerundet auf einen durch 50
teilbaren Schillingbetrag, an den Landeshaupt-
mann zu entrichten.

(2) Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus Abs. 1 ergebenden Höhe wegen seiner Ein-
kommensverhältnisse oder Sorgepflichten eine er-
hebliche wirtschaftliche Härte darstellt, so ist die
Prüfungsgebühr entsprechend den Einkommens-
verhältnissen und Sorgepflichten des Prüfungs-
werbers bis auf zwei Fünftel der sich aus Abs. 1
ergebenden Prüfungsgebühr zu ermäßigen.

(3) Zur Bezahlung der Entschädigung an die
Mitglieder der Prüfungskommission hat der Lan-
deshauptmann neun Zehntel der Prüfungsgebühr
auf die Mitglieder der Prüfungskommission zu
gleichen - Teilen aufzuteilen. Das verbleibende
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Abhal-
tung der Konzessionsprüfung entstandenen son-
stigen besonderen Verwaltungsaufwandes zu ver-
wenden.

(4) Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswer-
ber vom Landeshauptmann zur Gänze zurückzu-
erstatten, wenn der Prüfungswerber

1. zur Prüfung nicht zugelassen wird,
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungs-

termin die Bekanntgabe, vom Prüfungster-
min zurückzutreten, eingeschrieben zur Post
gibt,

oder
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3. nachweist, daß er an der termingemäßen
Ablegung der Konzessionsprüfung ohne sein
Verschulden verhindert war.

Zeugnis

§ 9. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungs-
kommission hat der Landeshauptmann dem Ge-
prüften über die bestandene Konzessionsprüfung
ein Zeugnis entsprechend der Anlage zu dieser
Verordnung auszustellen (§ 350 Abs. 6 GewO
1973).

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 10. Zeugnisse über die erfolgreich abgelegte
Konzessionsprüfung für das Gewerbe der Berufs-
detektive, die gemäß den im § 375 Abs. 1 Z 33
GewO 1973 angeführten Rechtsvorschriften er-
worben worden sind, gelten als Zeugnisse über
die erfolgreich abgelegte Konzessionsprüfung für
das Gewerbe der Berufsdetektive im Sinne dieser
Verordnung.

§ 11. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli
1981 in Kraft.

(2) Gemäß § 375 Abs. 1 GewO 1973 treten
die unter der Z 33 dieser Gesetzesstelle angeführ-
ten §§ 2 bis 9 der Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel und Verkehr über das konzes-
sionierte Gewerbe der Privatdetektive, BGBl.
Nr. 200/1937, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 106/1950, soweit sie nicht schon mit
Inkrafttreten des Artikels VIII der Verordnung
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie vom 12. Jänner 1978, BGBl. Nr. 61,
mit der Prüfungsgebühren für einige konzessio-
nierte Gewerbe neu festgelegt werden, außer
Kraft getreten sind, mit Ablauf des 30. Juni 1981
außer Kraft.

(3) Art. VIII der Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel, Gewerbe und Industrie vom
12. Jänner 1978, BGBl. Nr. 61, mit der Prüfungs-
gebühren für einige konzessionierte Gewerbe
neu festgelegt werden, tritt mit Ablauf des
30. Juni 1981 außer Kraft.

Staribacher
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Anlage 1

(§9)

KONZESSIONSPRÜFUNGSZEUGNIS
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2 2 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 5. Mai
1981, mit der die Verordnung über die Er-
mächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Aus- und Einfuhrbewilligungen in verein-

fachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971 und
BGBl. Nr. 401/1974 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen, soweit es sich
um Waren der Anlagen A 2 und B 2 des Außen-
handelsgesetzes 1968 handelt, auch im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 29. Oktober
1974, BGBl. Nr. 691, über die Ermächtigung der
Zollämter zur Erteilung von Aus- und Einfuhr-
bewilligungen in vereinfachter Form, zuletzt ge-
ändert mit Verordnung BGBl. Nr. 161/1981,
wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 hat zu tauten:

„(2) Soweit ein Ursprungszeugnis nicht schon
gemäß Abs. 1 anzuerkennen ist, gilt als Ur-
sprungszeugnis im Sinne des Abs. 1 auch

a) eine ordnungsgemäße Warenverkehrsbe-
scheinigung oder eine ordnungsgemäße Ur-
sprungserklärung gemäß den Bestimmun-
gen des Abkommens zwischen der Repu-
blik Österreich und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, BGBl. Nr. 466/1972,.
oder des Abkommens zwischen der Repu-
blik Österreich einerseits und den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl anderer-
seits, BGBl. Nr. 467/1972,

b) eine ordnungsgemäße Warenverkehrsbe-
scheinigung oder eine ordnungsgemäße Ur-
sprungserklärung gemäß den Bestimmun-
gen des Übereinkommens zur Errichtung
der Europäischen Freihandelsassoziation,
BGBl. Nr. 100/1960, oder des Überein-
kommens zur Schaffung einer Assoziierung
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Freihandelsassoziation und der Re-
publik Finnland, BGBl. Nr. 193/1961,

c) eine ordnungsgemäße Warenverkehrsbe-
scheinigung oder eine ordnungsgemäße Ur-
sprungserklänung gemäß den Bestimmun-
gen des Übereinkommens zwischen den
EFTA-Ländern und Spanien, BGBl. Nr. 245/
1980,

d) ein ordnungsgemäßer Ursprungsnachweis
im Sinne des Präferenzzollgesetzes, BGBl.
Nr. 93/1972,

e) ein ordnungsgemäßes Zeugnis über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren gemäß den Bestimmungen des
Bundesgesetzes über die zollfreie oder zoll-
ermäßigte Einfuhr von handwerklich herge-
stellten Waren zur Förderung der Handels-
beziehungen mit Entwicklungsländern,
BGBl. Nr. 94/1972."

2. In der Anlage 2 (Ausfuhr) werden folgende
Änderungen vorgenommen:

Nach der Position ex 20.06 A wird eingefügt:
„ 23.03 A Ausgelaugte Rübenschnitzel"

Nach der Position ex 23.05 B wird eingefügt:
„ex 23.07 Ausgelaugte Rübenschnitzel der

Nummer 23.03 A, melassiert oder
gezuckert"

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 15. Mai 1981 in
Kraft.

Staribacher
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